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Per gewerbliche Unterricht in der Volkschule. 
Von Dr. Eduard Magner. 


(Fortſetzung.) 


Der Vorſchlag v. Eitelbergers bietet ſich uns nach mehreren 
Richtungen hin als Object für unſere Unterſuchung dar. 

Wir können zunächſt den Einfluß in Erwägung ziehen, welchen 
die Einführung des gewerblichen Unterrichtes an der Volksſchule auf 
die Volksſchule ſelbſt äußern würde und wie ſich der beſteheude fach- 
gewerbliche Unterricht zur Volksſchule verhält; ferner können wir die 
praktiſche Durchführbarkeit des Vorſchlages und die finanzielle Seite, 
welche hiebei in Betracht kommt, endlich vom juridiſchen Standpunkte 
das Verhältniß unterſuchen, in welchem die beantragte Geſetzesreform zur 
beſtehenden Schulgeſetzgebung ſteht. 

Wenn wir zur Erörterung der Frage ſchreiteu, ob ſich vom 
Standpunkte der Volksſchule aus die Einführung eines gewerblichen 
Unterrichtes au derſelben empfehlen würde, könnte man uns die Ein⸗ 
wendung der Incompetenz entgegenhalten, da dieſe Frage zu beurtheilen, 
den Fachmännern im Volksſchulweſen überlaſſen bleiben müſſe. 

Allein abgeſehen davon, daß ein derartiger Fachmann, wenn er 
über den gewerblichen Unterricht keine nähere Orientirung befitzt — die 
übrigens nicht zu verlangen iſt — ebenſowenig Fachmann in vorliegender 
Frage iſt, als z. B. ein gewerblicher Fachlehrer als Fachmann in Volks⸗ 
ſchulſachen gelten könnte, ſcheinen uns die ſpecifiſch techniſchen Kennt⸗ 
niſſe und Erfahrungen im Volksſchullehramte weder nothwendig noch 
ausreichend, um die unbedingte Unterwerfung dieſer Angelegenheit vor 
das Forum des Volksſchullehrers zu rechtfertigen. 

Die Wirkſamkeit und die Erfolge der modernen, durch das Geſetz 
vom 14. Mai 1869 geſchaffenen Volksſchule liegen plan vor den 
Augen Aller, wir kennen ferner die innere Structur dieſes Erdgeſchoſſes 
des geſammten Unterrichtsgebäudes aus den Geſetzen und Verordnungen 
über das Volksſchulweſen, wir kennen endlich im Großen und Ganzen 


ſowohl die Qualification des Lehrkörpers, als auch des Schüler⸗ 


materiales der Volksſchule und auf Grund dieſer Prämiſſen ſollten 
wir nicht im Stande ſein, die einfache Frage zu beantworten: Verträgt 
die Volksſchule bei Herabſetzung der Lernzeit eine Verminderung des 
gegenwärtigen Lehrſtoffes in dem Umfange, daß innerhalb desſelben 
Zeitrahmens die für irgend ein Gewerbe, beſonders Kunſtgewerbe, noth⸗ 
wendigen techuiſchen und künſtleriſchen Fertigkeiten und Kenntniſſe in 


ernſter und gewiſſenhafter Weiſe erlangt werden können? 


Die einzig mögliche Antwort auf dieſe Frage erhalten wir vom 
Wiener Lehrervereine „Volksſchule“, der bei Gelegenheit einer Be⸗ 
ſprechung des v. Eitelberger'ſchen Vorſchlages diefelbe in verneinendem 
Sinne beantwortet hat. *) 

Es kann fraglich ſein, ob die Unterrichtszeit in der Volksſchule 
nicht eine Herabſetzung von acht auf z. B. ſechs Jahre verträgt, es kann 
Gegenſtand verſchiedener Meinung ſein, ob in der Volksſchule der Lehr⸗ 


ſtoff in quantitativer Hinſicht zu verringern, d. h. ob weniger und das beſſer 


zu lehren ſei, aber das Eine ſcheint außer Zweifel, daß bei herabgeſetzter 
Lehrzeit die auf das minimalſte Ausmaß reducirten allgemeinen Kennt⸗ 


niſſe nur dann ordentlich und gründlich erworben werden können, 


wenn die Volksſchule ſich die Erwerbung dieſer rudimentärſten Kennt⸗ 
niſſe zum ausſchließlichen, alleinigen Zwecke ſetzt. Wer die Normallehr⸗ 
pläne, die das Unterrichtsminiſterium mit der Verordnung vom 18. Mai 
1874 für Bürgerſchulen und für die verſchiedenen Kategorien der 
allgemeinen Volksſchulen erlaſſen hat, auch nur einer oberflächlichen 
Durchſicht unterzieht und daraus entnimmt, daß für den Unterricht in 
der Volksſchule bis zu 28 Stunden wöchentlich beſtimmt ſind; wer ſich 
vergegenwärtigt, wie viel Zeit in der Volksſchule die Erziehung in An- 
ſpruch nimmt, die dem eigentlich didaktiſchen Zwecke entzogen wird; wer 
endlich berüdfichtigt, daß die Kinder der Volksſchule keine homunculi find, 
die in ernſter, ununterbrochener Arbeit auf die Vorbereitung für's Leben 
bedacht find, ſondern frische, lebensfrohe Weſen, die außerhalb der 


) Die Anträge des Referenten lauteten nach den Mittheilungen des öſterr. 
Muſeums XIII. Jahrgang, Nr. 152: ö 

1. Die durch das neue Volksſchulgeſetz eingeführte achtjahrige Schul⸗ 
pflicht iſt nicht nur im Hinblicke auf die nothwendige allgemeine Schulbildung 
der Jugend unbedingt gerechtfertigt, ſondern ſie liegt auch im Intereſſe der 
phyſiſchen Entwicklung derſelben, da ſie die zu frühe, alſo verderbliche Verwendung 
der Jugend zu harter Arbeit verhütet. Die achtjährige Schulpflicht iſt daher eine 
humane, der künftigen Generation zum Segen gereichende Inſtitutiou, die zu- 
gleich einen volkswirthſchaftlichen Werth hat. 

2. Immer muß es die Hauptaufgabe der Volks⸗ und Bürgerſchule bleiben, 
eine zeitgemäße, ausreichende allgemeine Schulbildung zu vermitteln, und darf 
irgend ein Fachunterricht nur inſoferne mit ihr verbunden werden, als er dieſe 
Hauptaufgabe der Vermittlung einer allgemeinen Bildung nicht 
beeinträchtigt. 

3. Es empfiehlt ſich jedoch im Jutereſſe einer harmoniſchen Bildung der 
Jugend, daß auch die phyſiſche Arbeit in der Schule ihre Berückſichtigung finde ꝛc. 

In den weiteren Anträgen wird empfohlen, die phyſiſche Arbeit in der 
Schule in Lehrwerkſtätten zu pflegen, welche augenſcheinlich nach dem Muſter der 
„Schulwerkſtätten“ des Dr. Erasmus Schwab, von welchen ſpäter die Rede ſein 
wird, eingerichtet ſein müßten. 


Schule auch die nimmerwiederkehrenden Freuden der Jugend genießen 
und ihren ſchwachen Körper kräftigen und entwickeln wollen: der kann 
nimmermehr den Wunſch ausſprechen, daß die Kinder täglich 5 bis 
6 Stunden auf der Schulbank und vielleicht ebenſolang bei der Werk⸗ 
bank verbringen und verſeufzen ſollen. 

Würde dieſer doppelſeitige Unterricht in der Volksſchule nicht 
geiſtige und körperliche Verkümmerung der Kinder zur Folge haben? 
Würde er nicht, ſowohl nach der praktiſchen, als auch nach der 
theoretiſchen Seite hin, eine gefährliche Halbbildung erzeugen, die 
ſchlechter iſt als Unbildung? 

Ein anerkannter Schulmann, Dr. Erasmus Schwab, hat im 
Jahre 1873 ein Schriftchen unter dem Titel: „Die Arbeitsſchule als 
organiſcher Beſtandtheil der Volksſchule“ veröffentlicht und den darin 
enthaltenen Gedanken ſpäter noch weiter ausgeführt. Obwohl der Titel 
dieſer Brochure auf eine innere Verwandſchaft mit der v. Eitel⸗ 
berger'ſchen Schrift hinzuweiſen ſcheint, haben doch beide Autoren etwas 
Anderes im Sinne, wenn ſie von einer Arbeitsſchule in Verbindung 
mit der Volksſchule ſprechen. 

Schwab betrachtet die Arbeit als erziehendes Element und will 
dieſelbe deshalb in organiſirter Weiſe in den Lehrplan der Volksſchule 
aufnehmen, die im Uebrigen in ihrer Weſenheit nicht alterirt werden 
fol. Ihm iſt die Arbeit lediglich Mittel zur Erreichung eines päda— 
gogiſchen Zweckes und dem entſprechend ſoll ſie auch in den Schul— 
werkſtätten, die im Vereine mit dem Kindergarten und Schulgarten die 
nothwendigen Attribute einer wohlorganiſirten Volksſchule bilden, nur 
als Nebenbeſchäftigung, ohne Rückſicht auf den ſpäteren Beruf der 
Schüler betrieben werden. Bei Hofrath v. Eitelberger iſt hingegen der 
gewerbliche Unterricht in der Volksſchule Selbſtzweck, „es muß bei 
demſelben der künftige Erwerb und die Erwerbsfähigkeit vor Allem 
berückſichtigt werden“ und wird deshalb dem theoretiſchen Unterrichte 
in der Volksſchule vollkommen ebenbürtig zur Seite geſtellt. 

Schwab faßt den Arbeitsunterricht in der Volksſchule vom päda⸗ 
gogiſchen, v. Eitelberger vom volkswirthſchaftlichen Standpunkte auf. 

Unſerer Anſicht nach ſind nun volkswirthſchaftliche Intereſſen in 
der Volksſchule unmittelbar nicht zu wahren, denn die Volksſchule ſoll 
die Geiſtes⸗ und Charaktereigenſchaften des Menſchen wecken und ihm eine 
für alle Lebensberufe nothwendige allgemeine, aber keine wie immer gear⸗ 
tete Fachbildung vermitteln. Dieſes Ziel ſoll ſie erreichen jo gut, Fo ſchnell 
als möglich, ohne Beirrung durch andere Zwecke. 

Die Volksſchule ſei, wie ſchon der Name ſagt, eine Schule für 
das Volk, nicht für künftige Gewerbsleute. 

Mitnichten nimmt deshalb — wie uns ſcheint — Hofrath v. 
Eitelberger die Wahrheit des Satzes als feſtſtehend an, „daß der 
Verbindung eines gewerblichen Unterrichtes mit der Volksſchule vom 
Standpunkte der Volksſchule aus nichts im Wege ſtehe“. Wir leben auf 
Grund des Geſagten der Ueberzeugung, daß die Ehe der Volksſchule 
mit der gewerblichen Arbeitsſchule für beide Theile eine gleich unglück— 
liche wäre. 

Um den letzten Satz mit voller Beruhigung ausſprechen zu können, 
erübrigt uns noch, den Beweis hiefür zu erbringen, daß auch der fach— 
gewerbliche Unterricht unter dieſer Verbindung Schaden leiden müßte, 
obwohl es anderſeits ſelbſtverſtändlich iſt, daß, wenn auch nur der eine 
Theil die Volksſchule — hiedurch geſchädigt würde, wegen der 
Wichtigkeit dieſer Inſtitution von einer ſolchen Verbindung nicht mehr 
die Rede ſein könnte. 

Was nun den fachgewerblichen Unterricht anbelangt, ſo haben die 
Erfahrungen, welche diesfalls in Oeſterreich und anderwärts gemacht 
wurden, bewieſen, daß derſelbe ſowohl Lehrer als Schüler vollauf in 
Anſpruch nimmt. 

Eine täglich 10— 12ſtündige Lehr- und Lernzeit iſt in gewerb⸗ 
lichen Fachlehranſtalten nichts Ungewöhnliches, weil der Zeichen- und 
Modellirunterricht viel Zeit in Anſpruch nimmt und der praktiſche Unter⸗ 
richt, z. B. im Weben, Sticken, Holzſchnitzen ꝛc. eine lange, nachhaltige 
Uebung erfordert, bis nur die nothwendigſte Geläufigkeit erlernt iſt. Da 
endlich auch theoretiſche Fachkenntniſſe zu erwerben ſind, welche oftmals 
ſogar häusliches Studium erfordern, ſo iſt ein erfolgreiches Unterrichts⸗ 
reſultat in den gewerblichen Fachlehranſtalten nur dann zu erwarten, 
wenn die Schüler mit dem vollen Beſitze gründlicher Volksſchulkenntniſſe 
und mit einem hinreichend gekräftigten Körper in die gewerbliche Fach⸗ 
ſchule eintreten, und es iſt notoriſch das ſtärkſte Hemmniß eines gedeih⸗ 
lichen gewerblichen Unterrichtes, wenn wegen mangelhafter Vorbildung 


der Fachſchüler die Lehrgegenſtände der Volksſchule wiederholt und er⸗ 
gänzt werden müſſen. 

Als der Verein für Socialpolitik im Jahre 1878 eine Enquete 
über das gewerbliche Fortbildungsweſen veranſtaltete ), haben alle Gut⸗ 
achter einſtimmig erklärt, daß ein gewerblicher Fachunterricht nur mög⸗ 
lich ſei auf Grund einer vorangegangenen tüchtigen Volksſchulbildung. 
Der gleichen Anſicht iſt das königl. preuß. Miniſterium für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten, welches in einer ſoeben veröffentlichten 
Denkſchriſt über das techniſche Unterrichtsweſen den Satz ausſpricht, „daß 
jeder Fachunterricht anknüpfen ſoll an eine beſtimmte Stufe allgemeiner 
Bildung, ſei es die der Volksſchule oder die einer mittleren oder höheren 
Lehranſtalt“. 

Wir folgern daraus, daß, wenn der fachgewerbliche Unterricht an 
volksſchulpflichtige Kinder gleichzeitig mit dem allgemeinen Volksſchul⸗ 
unterrichte ertheilt werden würde, ein erſprießliches Ergebniß eines jo 
beſchaffenen Unterrichtes nach keiner Seite hin zu gewärtigen wäre. 

Die Behauptung, daß die Kinder nach Abſolvirung der Volksſchule 
„zu ſpät“ zum Gewerbe kommen, iſt weder zu beweiſen, noch zu be— 
ſtreiten. Aber wenn die Volksſchule die Vorausſetzung eines erfolgreichen 
Unterrichtes in der gewerblichen Lehrwerkſtätte iſt, dann iſt ſie es um 
ſo gewiſſer für den Eintritt in die Werkſtätte irgend eines Meiſters, 
wo die einzige Loſung „Arbeite und Verdiene!“ iſt und kein intelligenter 
Lehrer helfend zur Seite ſteht. 

Wir kommen nach dem Geſagten zum Schluſſe, daß weder vom 
Standpunkte der Volksſchule, noch von jenem des ſachgewerblichen Unter⸗ 
richtes ein paralleles Nebeneinandergehen des allgemeinen Volksſchul- und 
des gewerblichen Fachunterrichtes während des volksſchulpflichtigen Alters 
anzuſtreben ſei, ſondern daß die nothwendige Allgemeinbildung und die 
ſpecielle gewerbliche Berufsbildung in der Aufeinanderſolge erworben 
werden müſſen. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Verſteigerung des Gemeindejagdgebietes begründet für die 

Dauer der Pachtperiode eine Ein ſchränkung der Einzeleigen⸗ 

thümer der im Jagdgebiete gelegenen Grundſtücke auf den 
Jagdnutzen. ) 

Gutsbeſitzer Freiherr von K. zeigte der Bezirkshauptmannſchaft 
an, daß er in der Gemeinde B. die einige Joch große Grundparcelle 
447 2a acquirirt habe, daß ſich dieſe Parcelle im Zuſammenhange mit 
ſeinem über 200 Joch großen Gute befinde, daß er auf dieſem Gute 
die Eigenjagd beſitze und daß er daher auf der eigenthümlich erwor⸗ 
benen Parcelle 447% a die Eigenjagd auszuüben berechtigt ſei. 

Allein die Bezirkshauptmannſchaft erklärte dem Freiherrn von K., 
ihm die Eigenjagdausübung nicht geſtatten zu können, weil die fragliche 
Parcelle in der Gemeinde B. liege, die Jagd dieſer Gemeinde aber 
ein gewiſſer Karl L. zu einer Zeit erpachtet habe, wo Freiherr von K. 
die Parcelle noch nicht eigenthümlich erworben gehabt habe und dem 
Gemeindejagdpächter während laufender Pachtperiode die Jagd nicht 
exſeindirt werden könne. 

Dawider recurrirte Freiherr von K. an die Landesſtelle und 
dieſe gab dem Recurſe Folge, indem ſie ausſprach, daß Freiherr 
von K. berechtigt ſei, ſofort auf der von ihm erkauften Parcelle zu 
jagen. Die Landesſtelle berief ſich bei ihrer Erledigung auf ein Motiv 
in der Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 2. März 1878, 
3. 205, welches lautet, wie folgt: 

„Wenn das Ackerbauminiſterium zur Begründung ſeiner Entſchei⸗ 
dung anführt, daß die Inhaber ſelbſtändiger Jagdgebiete die Erklärung, 
von der eingeräumten Geſtattung Gebrauch machen zu wollen, abgeben 


) „Das gewerbliche Fortbildungsweſen.“ Sieben Gutachten und Berichte, 
veröffentlicht vom Vereine für Socialpolitik. Leipzig. Verlag von Duncker & Hum⸗ 
blot 1879. Es heißt hier pag. 136 im Gutachten Dr. Stockbauers: „Der Mangel 
einer gediegenen Elementarbildung hindert nicht blos den in den gewerblichen 
Fortbildungsanſtalten zu gebenden Unterricht, fondern er macht ihn vielfach illu⸗ 
ſoriſch ... ferner pag. 143 im Gutachten Dr. Karl Büchers: ... „daß eine durch⸗ 
greifende und allgemeine Hebung der Volksſchule die erſte Bedingung für die 
Löſung der gewerblichen Bildungsfrage iſt und daß die allgemeine Bildung ab⸗ 
geſchloſſen fein muß, ehe die Berufsbildung beginnen darf“ 2c. . 

) Vgl. dieſe Zeitſchrift, Jahrgang 1871, Nr. 22. Jahrgang 1873, Nr. 
14. Jahrgang 1874, Nr. 34, endlich Jahrgang 1877, Nr. 44. 


müſſen, ſoll ihnen die eigene Jagdausübung geſtattet fein, weil die Aus⸗ 
ſcheidung nicht von Amtswegen ſtattfinde und im entgegengeſetzten Falle 
die Grenzen und der Umfang der Gemeindejagdgebiete unbeſtimmt wären, 
ſo kann dieſem Argumente nicht zugeſtimmt werden, denn einerſeits be⸗ 
darf es einer behördlichen Ausſcheidung ſelbſtändiger Jagdgebiete gar 
nicht, da ja das Geſetz ſie von der Gemeindejagd ausſchließt, ander⸗ 
ſeits aber verpflichtet das Geſetz die Inhaber ſelbſtändiger Jagdgebiete 
nirgend zu einer ſolchen Erklärung.“ 

Nunmehr ergriff der Gemeindejagdpächter Karl L. den Miniſterial⸗ 
recurs und bat um die Reactivirung der erſten Entſcheidung. Karl L. 
meinte, daß die Entſcheidung einer Behörde ſich nicht auf Geſetzesaus⸗ 
legungen, ſondern auf das Geſetz zu gründen habe, daß der Verwaltungs⸗ 
gerichtshof keine authentiſche Geſetzesinterpretation geben könne und daß, 
als Freiherr von K. die fragliche Parcelle gekauft habe, die Jagd darauf 
bereits verpachtet geweſen ſei, ſomit er, der Recurrent, ein wohlerworbenes 
Jagdrecht habe. Das k. k. Ackerbauminiſterium gab laut Erlaſſes vom 
22. Jänner 1879, Z. 210, dem Miniſterialrecurſe unter Behebung 
der zweiten Entſcheidung Folge und ſetzte die erſte Entſcheidung wieder 
in Kraft. Gründe: 

Die recurrirte Entſcheidung iſt ausſchließlich motivirt durch Be⸗ 
rufung auf die „Auslegung, die der Verwaltungsgerichtshof bei ſeinen 
Entſcheidungen dem § 5 des Jagdgeſetzes vom 7. März 1849 gibt“. 
Nach den Acten iſt hiebei die Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes 
vom 2. März 1878, Z. 205, Sammlung Budwinski, Nr. 223 ex 1878, 
verſtanden. Abgeſehen davon, daß eine ſolche Motivirung ſchon mit 
Hinblick auf 8 12 a. b. G. B. unzuläſſig erſcheint, iſt dieſelbe auch un⸗ 
richtig, weil in der eitirten Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes 
angenommen wurde, daß das ſchon vor der Verpachtung beſtandene 
Eigenjagdgebiet in die Licitation der Gemeindejagd nicht einbezogen war 
und daher von dem Pächter der Gemeindejagd auch kein Recht zur Aus⸗ 
übung der Jagd auf dieſem Gebiete erworben wurde, während im vor⸗ 
liegenden Falle die Parcelle 447/ 2 der Gemeinde Br. zur Zeit der 
Licitation keinen Beſtandtheil des Eigenjagdgebietes des Freiherrn von K. 
bildete, ſondern weil ſie einem anderen Grundbeſitzer gehörte, zweifellos 
innerhalb des Umfanges und der Grenzen des Gemeindejagdgebietes 
gelegen war und daher auch mit dieſem Jagdgebiete zur Verpachtung 
gelangte. Die Licitation von Gemeindejagden findet nicht nach privat— 
rechtlichen Normen, ſondern nach den Normen der Jagdgeſetze ſtatt. Wie 
auch der Verwaltungsgerichtshof in ſeiner eitirten Entſcheidung hervor 
gehoben hat, iſt vor der Licitation für die genaue Feſtſtellung des Um⸗ 
fanges und der Grenzen des Gemeindejagdgebietes zu ſorgen, die Licita- 
tion ſelbſt findet unter öffentlicher Autorität ſtatt und unterliegt der 
Beſtätigung durch die Verwaltungsbehörde. Die in ſolcher Weiſe erfolgte 
Feſtſtellung und Verſteigerung des Jagdgebietes begründet für die Dauer 
der Pachtperiode eine Einſchränkung der Einzeleigenthümer der im ver- 
ſteigerten Jagdgebiete gelegenen Grundſtücke auf den durch die Licitation 
erzielten Jagduntzen nach Verhältniß der Ausdehnung des Grundbeſitzes 
(§ 8 des Jagdgeſetzes vom 7. März 1849) und ein Recht des Jagd⸗ 
pächters auf die Ausübung der Jagd innerhalb des genannten in die 
Verſteigerung einbezogenen Jagdgebietes während der Dauer der Pacht⸗ 
periode, und finden gemäß § 16 der Verordnung vom 15. December 
1852, R. G. Bl. Nr. 257, Einwendungen aus einem privatrechtlichen 
Titel, wie z. B. jene aus $ 1120 a. b. G. B. gegen den Vollzug 
der in der erwähnten Verordnung enthaltenen Beſtimmungen, ſomit auch 
gegen die hiernach geſetzlich vollzogene Verpachtung nicht ſtatt. Dem 
Freiherrn von K. ſteht daher auch nicht die Ausübung der Jagd auf 
der fraglichen Parcelle während der Dauer der Pachtperiode, fordern 
nur das eventuelle Recht auf den gemäß § 8 des Jagdgeſetzes vom 7. März 
1849 von der Parcelle 447 während obiger Periode noch entfallenden 
Jagdnntzen zu. Ee. 


Ein confeſſioneller Friedhof iſt ein Theil der Kirchengebäude. 


Ueber Andringen der Marktgemeinde D. hat die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in D. unterm 11. December 1876 auf Grund erſchöpfender 
Erhebungen entſchieden, daß der Friedhof in D. aus ſanitären Gründen 
aufzulaſſen und auf Koſten der dazu Verpflichteten binnen 6 Monaten 
ein neuer vorſchriftsmäßiger Friedhof ſammt Leichenkammer herzuftellen ſei. 

Zur Koſtentragung wurden die Marktgemeinde D. und noch 7 
nach D. eingepfarrte Gemeinden, beziehungsweiſe Gemeindetheile nach 
Maßgabe ihrer directen Steuern verpflichtet. 


Gegen dieſe Entſcheidung haben die 7 Gemeinden und das Pfarr⸗ 
amt in D. die Berufung ergriffen, beide Theile gegen die Umlegung 
überhaupt, das Pfarramt überdies noch gegen die kurze Friſt von 6 
Monaten und gegen die Competenz der politiſchen Behörde zur Durch⸗ 
führung der Umlegung. 

Die ſteiermärkiſche Statthalterei hat unterm 23. März 1878, 
3. 2352, unter ausführlicher Begründung vom ſanitätsſachmänniſchen und 
techniſchen Standpunkte aus die beiden Berufungen zurückgewieſen und 
hinſichtlich des Recurſes des Pfarramtes im Punkte der Competenz 
bemerkt, daß das in der Berufung bezogene Landesgeſetz vom 28. April 
1864, 3. 7, zweifellos nur dann anwendbar fei, wenn es ſich um die 
Beſtreitung der Koſten für die Herſtellung und Erhaltung der katholiſchen 
Kirchen⸗ und Pfründengebäude handelt, und daß als kirchliche Gebäude 
nur die Kirchen und die Acceſſorien, die Pfarr- und Meßnergebäude 
anzuſehen ſeien. 

Die Herſtellung neuer Begräbnißplätze obliege nach dem Reichs⸗ 
geſetze vom 30. April 1870, Z. 78, den concurrirenden Gemeinden 
und hat hierauf zur Wahrung der ſanitätspolizeilichen Intereſſen die poli⸗ 
tiſche Behörde den ihr zukommenden Einfluß zu nehmen. 

Die Friſt zur Herſtellung des neuen Friedhofes wurde auf 
Ein Jahr erſtreckt. Auch gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung wurde 
von den bezeichneten Gemeinden und der Kirchenvorſtehung die Berufung 
eingelegt. 

Das Miniſterium des Innern fand mit dem Erlaſſe vom 14. 
Jänner 1879, Z. 16.585, dem Recurſe der Gemeinden gegen die 
Statthalterei⸗Entſcheidung, inſoferne damit die Nothwendigkeit der Um⸗ 
legung des Friedhofes von D. vom ſanitären Standpunkte ausgeſprochen 
wurde, aus den in der angefochtenen Entſcheidung angeführten Gründen 
feine Folge zu geben, jedoch in Berückſichtigung der obwaltenden Verhält- 
niſſe die von der Statthalterei zur Herſtellung des neuen Friedhofes 
anberaumte Friſt von Einem Jahre auf zwei Jahre zu erſtrecken. 

Auch wurde im Einvernehmen mit dem Miniſterium für Cultus 
und Unterricht dem Recurſe der Kirchenvorſtehung von D. mit dem 
Begehren, es möge ihr das Recht gewahrt bleiben, für die behördlich 
verfügte Erweiterung oder Umlegung des dortigen Friedhofes Sorge 
zu tragen, keine Folge gegeben, weil eine geſetzliche Verbindlichkeit zur 
Errichtung, reſpective Erweiterung von Friedhöfen dermalen nur den 
politiſchen Gemeinden obliegt, den confeſſionellen Verbänden und Organen 
hingegen zwar auch derzeit noch das Recht zur Errichtung von Fried⸗ 
höfen zuſteht, die Ausübung dieſes Rechtes aber einen hierauf gerich— 
teten giltigen Beſchluß der zur Concurrenz berufenen Factoren voraus⸗ 
ſetzt, während im vorliegenden Falle nicht behauptet, geſchweige erwieſen 
vorliegt, daß, ſei es die Kirche oder Pfarre D. oder die dortige Kirchen⸗ 
und Pfarrbau⸗Concurrenz, die Abſicht ausgeſprochen und zugleich die 
nöthigen Mittel zur Verfügung geſtellt habe, um die Errichtung eines 
confeſſionellen Friedhofes dortſelbſt ins Werk zu ſetzen. “) IE, IK, 


Erſatzanſprüche der Gemeinden an ihre Vorſteher aus deren 
Gebarung mit dem Gemeindevermögen ſind im Civilrechtswege 
geltend zu machen. 

Zur Frage hat das k. k. Miniſterium des Innern in einem ſpeciellen 
Falle unterm 13. November 1878, 3. 14.067, in nachſtehender Weiſe 
entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe des Dr. Johann C., 
Advocaten in S., nomine der Gemeindevertretung in P. gegen die 
Statthalterei⸗Entſcheidung vom 23. Auguſt 1878, mit welcher unter 
Beſtätigung des Beſcheides der Bezirkshauptmannſchaft A. vom 
1. Auguſt 1878 der genannten Gemeindevertretung die Einbringung 
der von der Gemeinde P. gegen den früheren Gemeindevorſteher 
Jacob M. erhobene Rechnungs⸗Erſatzforderung von 1396 fl. 21 kr. 
verweigert wurde, keine Folge zu geben, da Erſatzanſprüche der Gemeinden 
an ihre Vorſteher aus deren Gebarung mit dem Gemeindevermögen 


*) Anmerkung des Einſenders: In Steiermark war bisher in der 
Praxis die Anſchauung maßgebend, daß das Kirchenconcurrenzgeſetz vom Jahre 
1864 auf Friedhofbauten keine Anwendung finde; auch war bisher kein Anlaß, 
zwiſchen Friedhöfen als Communalanſtalten und confeſſionellen Friedhöfen zu unter⸗ 
ſcheiden. — Die Miniſterien des Innern und für Cultus und Unterricht bekann⸗ 
ten ſich jedoch in jüngſter Zeit wiederholt zu dem Grundſatze, dem auch der 
Verwaltungsgerichtshof mit dem Erkenntniſſe vom 14. November 1878, Z. 1781, 
beitrat, wornach ein confeſſioneller Friedhof als ein Theil der Kirchengebäude 


dem für letztere geltenden Concurrenzrechte unterliegt. 


nach dem gegenwärtigen Stande der Gemeindegeſetzgebung nur im Rechts⸗ 
wege geltend gemacht werden können, wie dies bei Beſtand gleicher 
Beſtimmungen, wie jener der im Recurſe bezogenen 88 30 und 65 
der mähriſchen Gemeindeordnung in der böhmiſchen Gemeindeordnung 
($ 66) und in der galiziſchen Gemeindeordnung ($ 64) ausdrücklich 
ausgeſprochen iſt.“ 5 


Geſetze und Perordnungen. 


Poſt⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. k. 
Handelsminiſteriums. 1878. 
Redigirt im k. k. Handelsminiſterium. 
Nr. 49. Ausgeg. am 8. September. 
Ausdehnung der Portofreiheit für die k. k. Occupationstruppen. H.⸗M. 
3. 1472. 7. September. 
Verbot der Annahme von Frachtſendungen für die in Bosnien und in 
der Herzegowina befindlichen Militärs. H.⸗M. Z. 26.061. 7. September. 
Portofreiheit der Miniſterial-Commiſſion für die Verwaltung der k. k. 
Niederöſterr. Staatsbahnen und ihrer Organe. HM. 3. 24.840. 4. September. 
Reactivirung der Poſtſtation „Ebenſee“. H.⸗M. Z. 15.479. 28. Auguſt 
Nr. 50. Ausgeg. am 13. September. 
Verbot der Zeitung „Corriere della sera“. H.⸗M. Z. 26.345. 11. September. 
Beitritt von Peru zum allgemeinen Poſtvereine. H.-M. 8. 25.100. 
5. September. 
Beſtimmung des Agiszzuſchlages 
ausländiſche Zeitungen pro viertes Quartal 1878. 
Anhang: 
Beſtellungsbezirks⸗Aenderungen in den Kronländern Mähren, 
und Galizien. H.⸗M. Z. 22.084. 31. Auguſt. 
Nr. 51. Ausgeg. am 21. September. 
Richtigſtellung des Verzeichniſſes derjenigen Gebühren, welche die ein— 
zelnen, dem allgemeinen Poſtvereine angehörigen Poſtverwaltungen für Corre— 
ſpondenzen nach und aus dem Vereinsgebiete einheben. H.-M. Z. 25.729. 
7. September. 
Errichtung einer k. k. Poſtexpedition J. Claſſe zu Sechshaus. 
3. 25.687. 10. September. 
Anhang: 
Errichtung und Aufhebung von Poſtanſtalten im deutſchen Reichs-Poſt⸗ 
gebiete und in Bayern. H.⸗M. Z. 22.993. 5. September. 
Nr. 52. Ausgeg. am 23. September. 
Verlegung des Poſtamtes Dornfeld nach Brodki. H. 
17. September. 
Anhang: 
Errichtung von Poſtanſtalten in Frankreich. H 
tember. 


zu den Pränumerationsgebühren für 
H.⸗M. Z. 24.664. 1. September. 


Schleſi en 


H. M. 


M. 3. 25.253 


M. 3. 25.699. 17. Sep⸗ 
Nr. 53. Ausgeg. am 26. September. 

Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für das Winterſemeſter 1878/79, d. i. für 
die Zeit vom 1. October 1878 bis Ende März 1879. H.⸗M. Z. 22.245. 
15. September. 

Portofreiheit der Fahrpoſtſendungen und Correſpoudenzen 
patriotiſcher Hilfsvereine in Kärnten. H.⸗M. 3. 26.739. 16. September. 

Auflaſſung der Poſtſtationen in Chodaczköw wielki und Kozowa. H.⸗M. 
3. 25.925. 19. September. 
Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 

reichiſch⸗ungarifchen Monarchie. Officieller Theil. 1878. 
Nr. 72. Ausgeg. am 4. Juli. 


mehrerer 


Nr. 73. Ausgeg. am 6. Juli. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Viecinaleiſeubahn von Budweis im Anſchluſſe an die Kaiſer Franz Joſef⸗Bahn 
gegen Krumau und in das obere Moldauthal. 3. 16.317. 10. Juni. 

Nr. 74. Ausgeg. am 9. Juli. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 21. Juni 1878, Z. 16.203, an die 
Verwaltungen ſämmtlicher im Betriebe ſtehender Bahnen, betreffend die Durch⸗ 
führung der Verordnung vom 7. Juni 1878, R. G. Bl. Nr. 50, zur Hint⸗ 
anhaltung der Einſchleppung anſteckender Krankheiten. 

Nr. 75. Ausgeg. am 11. Juli. 

Erlaß der k. k. General⸗Inſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 27. Jun i 
1878, 3. 7458 J., an die Verwaltungen jener öſterr. Eiſenbahnen, auf welchen 
fich Theilſtrecken auf zwei Geleiſen befinden, betreffend die Bekanntgabe darauf 
bezüglicher Daten für Zwecke der Eiſenbahn⸗Statiſtik. 
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Nr. 76. Ausgeg. am 13. 


Juli. 


r. 77. Ausgeg. am 16. 


78. Ausgeg. am 18. 


. 79. Ausgeg. am 20. 


9 


= 


Juli. 


Nr. Juli. 


— 


Juli. 


Nr. 80. Ausgeg. am 23. Juli. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 28. Juni 1878, 3. 1026 H.⸗M., 
an die unterſtehenden Eiſenbahnbehörden, betreffend den Fortbeſtand des provi⸗ 
ſoriſchen Uebereinkommens vom 29. Juli, 21. Auguſt 1868 in Betreff der Eiſen⸗ 
bahnen auf die Dauer des erneuerten Zoll- und Handelsbünduiſſes zwiſchen 
beiden Ländergebieten der Monarchie. 

Erlaß der k. k. General-⸗Inſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 6. Juli 
1878, Nr. 6105-1, an ſämmtliche öſterr. Eiſenbahn⸗Verwaltungen, betreffend 
den Gebauer'ſchen Apparat zum ſchnellen Anheizen der Locomotiven. 

Nr. 81. Ausgeg. am 25. Juli. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriuns vom 29. Auguſt 1877, 3. 255 
H.⸗M., gerichtet an alle politiſchen Landesbehörden, betreffend den von den poli⸗ 
tiſchen Unterbehörden zu beobachtenden Vorgang, wenn ſelbe vor den Ver— 
waltungsgerichtshof oder vor das Reichsgericht belangt werden. 

Friſterſtreckung zur Durchführung der Vorarbeiten für eine Secundärbahn 
einerſeits von der Station Halicz über Barnow nach Monaſterzyska, andererſeits 
von der Station Stanislau nach Monaſterzyska und von da über Buczacz und 
Ezortkow nach Huſſiatyn. Z. 17.797. 29. Juni. 

Nr. 82. Ausgeg. am 27. Juli. 

Baubewilligung zur Herſtellung eines Schleppgeleiſes behufs Verbindung 
des Fabriks⸗Etabliſſements der Fiſcher'ſchen Weicheiſen- und Stahlgießerei⸗Geſell⸗ 
ſchaft in Traiſen mit der Bahnlinie Scheibmühl⸗ Schrambach der Niederbſterr. 
Südweſtbahnen. Z. 17.510. 5. Juli. 

Nr. 83. Ausgeg. am 30. Juli. 

Erlaß der k. k. General-Inſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 15. Juni 
1878, 8. 6364 III, an die Verwaltungen der öſterr. Eiſenbahnen, betreffend die 
Bezeichnung der Fracht- und Nebengebühren auf den Frachtbriefen. 

Baubewilligung zur Herſtellung eines Ausweichegeleiſes zwiſchen Klm. 
3010 und 301˙4 der Strecke Seckirchen⸗-Salzburg, ſowie einer Ladebühne und 
Verbindung dieſer Letzteren mit einer Schottergrube mittelſt eines ſchmalſpurigen 
Geleiſes (Rollbahn). L.-Reg. Salzb. Z. 2545. 29. Mai. 

Nr. 84. Ausgeg. am 1. Auguſt. 

Conceſſion zur Erbauung einer Schleppbahn von der öſterr. Staatseiſen⸗ 

bahn zur Riedel'ſchen Zuckerfabrik in Auval. Z. 18.667 ex 1878. 21. Juni. 
Nr. 85. Ausgeg. am 3. Auguſt. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 5. Juli 1878, 3. 20.852, an 
ſämmtliche Bahnverwaltungen mit Ausnahme der Südbahn-Geſellſchaft und öſter⸗ 
reichiſchen Staatsbahn⸗Geſellſchaft, betreffend Maßregeln gegen Einſchleppung der 
Schweinpocken. 


Nr. 86. Ausgeg. am 6. Auguſt. 


Nr. 87. Ausgeg. am 8. Auguſt. 
Nr. 88. Ausgeg. am 10. Auguſt. 
Beſtimmungen über die Organiſation der Verwaltung der k. k. priv. Nieder⸗ 
öſterr. Staatsbahnen. Z. 1295 H.⸗M. 1. Auguſt. 
Nr. 89. Ansgeg. am 13. Auguſt. 
Baubewilligung zur Herſtellung einer Schlepp¾ZHahn von der Station Auſſee 
der Salzkammergut⸗Bahn zu den dortigen ärariſchen Sudwerken. Z. 17.089. 
6. Juli. 
Nr. 90. Ausgeg. am 15. Auguſt. 


Nr. 91. Ausgeg. am 20. Auguſt. 
Erlaß der k. k. General⸗Inſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 24. Juli 
1878, Z. 8575—IV., au ſämmtliche Eiſenb ahn⸗Verwaltungen, betreſſend die ein- 
gehendere Begründung der in den monatlichen Betriebsausweiſen ſich ergebenden 
Mehr⸗ und Mindereinnahmen. 
Nr. 92. Ausgeg. am 22. Auguſt. 
Geſtattung der Anwendung der Perſonenzugs⸗Fahrpreiſe bei den gemiſchten 
Zügen der Strecke Obernitz-Dux der k. k. priv. Prag⸗Duxer Bahn. 8. 22.635 


8. Auguſt. 


Conceſſions⸗Ertheilung für eine Pferde-Eifenbahn amerikaniſchen Syſtemes 
(Tramway) in Graz. Z. 20.158. 13. Juli. | 
Nr. 93. Ausgeg. am 24. 


Auguſt. 


Auguſt. 


Nr. 94. Ausgeg. am 27. 

Nr. 95. Ausgeg. am 29. Auguſt. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 17. Auguſt 1878, 8. 22.395, 

an die Verwaltungen fämmtlicher im Betriebe ſtehender Bahnen, incl. der vom 

Auslande her betriebenen Bahnen, betreffend die Provenienz⸗Certificate für nach 

Oeſterreich und Deutſchland beſtimmte Sendungen von Thieren und thieriſchen 
Rohproducten. 

Nr. 96. Ausgeg. am 31. Auguſt. 


Nr. 97. Ausgeg. am 3. September. 


Nr. 98. Ausgeg. am 5. September 
Nr. 99. Ausgeg am 7. September. 

Erlaß der k. k. General-Inſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 11. April 
1878, Z. 150 J. an ſämmtliche öfter. Eiſenbahn⸗Verwaltungen, betreffend die 
Verwerthung der Ergebniſſe des ſeitens des k. k. milit.⸗geographiſchen Inſtitutes 
durchgeführten Präcifions-Nivellements für Eiſenbahnzwecke, daun betreffend die 
Inſtruirung gewiſſer Vorlagen mit Plänen unter Beachtung mehrerer Beſtim⸗ 
mungen bei der Abfertigung derſelben, endlich betreffend die Ausſtattung der 
Gradientenzeiger und Schlagbäume bei Wegkreuzungen. 

Aenderung der Statuten der k. k. priv. Lemberg-Czernowitz-⸗Jaſſy⸗Eiſen⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft. Erlaß des Miniſteriums des Junern vom 16. Auguſt 1878, 
3. 11.197. H.-M. 3. 24.073 ex 1878. 

Nr. 100. Ausgeg. am 10. September. 

Uebereinkommen, betreffend die Erwerbung der Niederöſterr. Südweſt⸗ 
bahnen durch den Staat. Z. 21.113. 20. Juli. 

Nr. 101. Ausgeg. am 12. September. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 2. Auguſt 1878, 3. 21.142, 
an die Verwaltungen ſämmtlicher im Betriebe ſtehender Bahnen, betreffend die 
Einberufung der bis zur Beendigung der Mobiliſirung auf ihren Dienftespoften 
zu belaſſenden Bahnbedienſteten. 

Nr. 102. Ausgeg. am 14. September. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 5. September 1878, 3. 25.343, 
an den Verwaltungsrath der Erſten ungariſch-galiziſchen Eiſenbahn, betreffend die 
Feſtſetzung der Tarifbeſtimmungen für den Perſonenverkehr auf deu Linien der 
genannten Bahn. 


Nr. 103. Ausgeg. am 17. September. 


Nr. 104. Ausgeg. am 19. September 


Nr. 105. Ausgeg. am 21. September. 


Nr. 106 Ausgeg. am 24. September. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 14. September 1878, Z. 23.936, 
an die Verwaltungen der öſterreichiſchen Eiſenbahnen incl. der Kaſchau-Oderberger 
Eiſenbahn, Ungariſchen Weſtbahn und der verpachteten Eiſenbahnen, wonach 
fünftighin nur die Fahrpläne für Perſonenzüge zur Genehmigung vorzulegen ſind. 

Nr. 107. Ausgeg. am 26. September. 

Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 16. September 1878, 
3. 11.098, an ſämmtliche Landeschefs, betreffend die Abſtellung der Vorlage der 
vierteljährig zu erſtattenden Berichte über Eiſenbahnunfälle. 

Nr. 108. Ausgeg. am 28. September. 

Verordnungsblatt für die k. k. Gendarmerie. 1878. 


Nr. 7. Ausgeg. am 6. Juli. 
Cireular⸗Verordnung vom 29. Juni 1878, Nr. 84761784 III. Bekannt⸗ 


gabe des Termines zum Beginne der Wirkſamkeit der neuen Militär-Marſch⸗ 
routenkarte. 
Nr. 8. Ausgeg. am 6. Auguſt. 
Circular⸗Verordnung vom 3. Auguſt 1878, Praes. Nr. 1562. Betreſſend 
die Evidentführung der penſionirten Stabs⸗ und Oberoffieiere, dann Rechnungs⸗ 
führer bei den k. k. Landwehr (königl. ungar. Landwehr⸗Diſtricts⸗⸗ Commanden. ! 


Nr. 9. Ansgeg. am 19. September. 
Circular-Verordnung vom 10. Auguſt 1878, Nr. 10.647,22 77 III. An⸗ 


wendung der Allerhöchſt genehmigten Befreiung der Militar-Gagen bis einſchließ⸗ 
lich 600 fl. von der Dienſtestaxe auf die Gendarmerie-Gagen. 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 1878. 
Nr 26. Ausgeg. am 5. Juli. 


Nr. 27. Ausgeg. am 13. Juli. 

Circular-Verordnung vom 8. Juli 1878, Nr. 8920/1920 II. Aenderungen 
in der politiſchen Bezirks-Eiutheilung Galiziens. 

Nr. 28. Ausgeg. am 20. Juli. 

Circular⸗Verordunng vom 14. Juli 1878, Praes. Nr. 1354. Ergänzung 
und weitere Durchführung der organiſchen Beſtimmungen, betreffend die Hilfe- 
Anſtalten für das Ausrüſtungsweſen der k. k. Landwehr und des Landſturmes. 

Nr. 29. Ausgeg. am 25. Juli. 

Circular-Verordnung vom 10. Juli 1878, Nr. 8545/1165 V. Giltigkeit 
der Circular⸗Verordnung des k. k. Reichs⸗Kriegsminiſteriums vom 24. Juni 
1878, Abthlg. 11, Nr. 2414, betreffend die Befreiung der Miltär-Gagen bis 
einſchließlich 600 fl. ö. W. von der Dienſtestaxe — für die k. k. Landwehr. 

Nr. 30. Ausgeg. am 9. Auguſt. 

Circular-Verordnung vom 14. Juli 1878, Nr. 9187 1992 II. Aende⸗ 
rungen in dem Umfange der Bezirksgerichte und Bezirkshauptmannſchaften Galizens. 

Circular⸗Verordnung vom 27. Juli 1878, Praes. Nr. 1471. Verlegung 
des königl. ungariſchen 62. Landwehr-Bataillous von Ipolyſäg nach Leva. 

Nr. 31. Ausgeg. am 22. Auguſt. 

Circular-Verordnung vom 6. Auguſt 1878, Nr. 10.309/2247 II. Aen⸗ 
derungen im Gebietsumfange der Bezirksgerichte und Bezirkshauptmannſchaften 
Galiziens. 

Circular⸗Verordnung vom 11. Auguſt 1878, Nr. 8317/1123 V. Beſtim⸗ 
mungen über die Modalitäten der Anforderung von Adjuſtirungs- und Aus⸗ 
rüſtungsgegenſtänden, dann Beſtandtheilen und Materialien hiezu, welche von 
Landwehrkörpern gegen Barzahlung gewünſcht werden. 

Nr. 32. Ausgeg. am 22. Auguſt. 

Circular⸗Verordnung vom 10. Auguſt 1878, Nr. 9939/1344 V. Auf⸗ 
bewahrung, Conſervirung, Ausgabe ꝛc. der Verbandpäckchen. 

Circular-Verordnung vom 17. Auguſt 1878, Praes. Nr. 1706. Ver⸗ 
zeichniß über jene Cireular-Verordnungen, welche bei einem Ausmarſche mit— 
zunehmen ſind. 

Nr. 33. Ausgeg. am 26. Auguſt. 

Circular-Verordnung vom 20. Auguſt 1878, ad Nr. 10.559/2482 IV. 
Hinausgabe des Anhanges „Hitzſchlag“ zu der Inſtruction für den Unterricht 
über die Geſundheitspflege. 

Circular-Verordnung vom 22. Auguſt 1878, Nr. 10.681 2510 IV. Aen⸗ 
derungen der Bataillons⸗Bezirks⸗Eintheilung von Tirol und Vorarlberg. 

Nr. 34. Ausgeg. am 24. September. 

Circular-Verordnung vom 1. September 1878, Nr. 11.403/2655 IV. 
Weitere Hinausgabe der „Vorſchrift über das Pferdeweſen des k. k. Heeres, 
I. und II. Theil, nebſt dem Anhange zum II. Theile“. 

Nr. 35. Ausgeg. am 25. September. 


Nr. 36. Ausgeg. am 28. September. 


Reichsgefetzblatt für die im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Lander. 1828. 
XLV. Stück. Ausgeg. am 1. October. 

124. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 30. September 1878, 

womit das Verbot der Ausfuhr von Torpedos aufgehoben wird. 
XLVI. Stück. Ausgeg. am 17. October. 

125. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 2. October 1878, betreffend 
die Zuweiſung der Ortſchaft Bielanka zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes 
Neumarkt in Galizien. 

126. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 11. October 1878, be⸗ 
treffend die Behandlung der Kühler für Hefenmaiſche bei der Pauſchalirung der 
Branntweinſteuer nach der Leiſtungsfähigkeit des Maiſchraumes. 

XLVII. Stück. Ausgeg. am 19. October. 

127. Kaiserliche Verordnung vom 17. October 1878, womit die kaiſer⸗ 
lichen Verordnungen vom 25. Juli 1878 (R. G. Bl. Nr. 100) und vom 6. Auguſt 
1878 (R. G. Bl. Nr. 106), durch welche mit Beziehung auf 8 14 des 


Grundgeſetzetzes über die Reichsvertretung vom 21. December 1867 (R. G. Bl. 
Nr. 141) die zeitweilige Verwendung der berittenen Schützen der dalmatiniſchen 
Landwehr, dann der dalmatiniſchen Landwehr⸗Schützen⸗Bataillone Nr. 79 und 80 
außerhalb des Geſammtumfanges der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder geſtattet wurde, außer Wirkſamkeit geſetzt werden. 


XLVIII. Stück. Ausgeg. am 22. October. 

128. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 8. October 
Betreff der Ausgabe neuer geſtempelter Eiſenbahn⸗Frachtbriefe. 

129. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 16. October 1878, 
betreffend die Einführung eines neuen Tarifes für Fahrpoſtſendungen und Poſt⸗ 
anweiſungen in Oeſterreich-Ungarn. 

130. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 17. October 1878, 
betreffend die Einführung eines neuen Fahrpoſttarifes für den Wechſelverkehr von 
Oeſterreich⸗-Ungarn mit Deutſchland. 

131. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 17. October 1878, betreffend 
die Aenderung des Gebietsumfanges der Bezirksgerichtsſprengel Brzoſtek und 
Jaslo in Galizien. 

XLIX. Stück. Ausgeg. am 9. November. 

132. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 8. October 1878, betreffend 
die Aenderung der Stempelmarken. 

133. Kundmachung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
24. October 1878, betreffend die Ermächtigung des k. k. Stadtpoſtamtes in 
Laibach zur Abfertigung von Poſtſendungen im Gewichte auch über 2˙5 Kilo— 
gramm ins Ausland ohne Intervention der Gefällsorgane. 

134. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 3. November 1878, 
betreffend die Behandlung von Eentrifugen und Rübenſaftbehältniſſen bei der 
Pauſchalirung der Branntweinſteuer nach der Leiſtungsfähigkeit des Maiſchraumes. 

I.. Stuck. Ausgeg. am 14. December. 

135. Verordnung des Handelsminiſteriums im Einvernehmen mit dem 
Miniſterium des Innern vom 3. November 1878, womit der $ 6 der Miniſterial— 
Verordnung vom 8. Jänner 1878 (R. G. Bl. Nr. 8), betreffend die Verrech— 
nung der Gebühren der Aichbedienſteten bei Vornahme von Aichungen außer 
halb des Aichamtes und für die techniſche Aſſiſtenzleiſtung bei polizeilichen Revi— 
ſionen abgeandert wird. 

136. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 13. November 1878, 
betreffend die Zuweiſung der Gemeinde Kladnik zu dem Sprengel des Bezirks— 
gerichtes Leipnik in Mähren. 

137. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 22. November 1878, 
betreffend die Zuweiſung der Ortsgemeinde See zu dem Sprengel des Bezirks- 
gerichtes Plumenan in Mähren. 

138. Verordnung des Juſtizminiſters vom 12. December 1878, wirkſam 
für das Königreich Dalmatien, betreffend die Wiederaufhebung der Ausdehnung 
der Militärgerichtsbarkeit. 

LI. Stück. Ausgeg. am 28. December. 

139. Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 10. December 1878, 
betreffend den Anhang zur Pharmakopße vom Jahre 1869. 

140. Verordnung des Miniſteriums des Junern vom 10. December 1878, 
betreffend die Ausgabe einer revidirten Arzneitaxe zur 6. Auflage der öſterreichi⸗ 
ſchen Pharmakopöe und zu dem hierzu laut der Verordung vom 10. December 
1878 hinausgegebenen Anhange. 

141. Geſetz vom 25. December 1878, betreffend die Forterhebung der 
Steuern und Abgaben, dann die Beſtreitung des Staatsaufwandes in der Zeit 
vom 1. Jänner bis Ende März 1879. 

LI. Stück. Ausgeg. am 29. December. 

142. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
27. December 1878, betreffend die Durchführung des allgemeinen Zolltarifes für 
das öſterr.-ungar. Zollgebiet vom 27. Juni 1878 (R. G. Bl. Nr. 67) über die 
Einhebung der Zölle in Gold. 

LIII. Stück. Ausgeg. am 30. December. 

143. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 16. De⸗ 
vember 1878, womit der Allerhöchſt beſtätigte Beſchluß der III. evangeliſchen 
Generalſynode A. C., betreffend die Wahl des Superintendenten in der böhmi— 
ſchen evangeliſchen Superintendenz A. C., bekannt gemacht wird. 


1878 in 


144. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 24. December 1878, betref- 
fend die Zuweiſung der Ortsgemeinde Billichow zu dem Sprengel des Bezirks⸗ 


gerichtes Schlan in Böhmen. 

145. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 24. December 1878, betref⸗ 
fend die Zuweifung der Ortsgemeinde Kaunowa zu dem Sprengel des Bezirks⸗ 
gerichtes Saaz in Böhmen. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


146. Geſetz vom 29. December 1878, womit die Regierung ermächtigt 
wird, im Falle, als zwiſchen Oeſterreich⸗Ungarn und dem Königreiche Italien vor 
Ablauf des Jahres 1878 ein neuer Handels-, Zoll⸗ und Schifffahrtsvertrag zu 
Stande kommen ſollte, für die Zeit vom 1. Jänner 1879 bis zur Ratificirung 
des neuen Vertrages, jedoch längſtens für die Zeit bis 31. Jänner 1879, im 
Verordnungswege die zur Regelung der wechſelſeitigen Verkehrsbeziehungen geeig- 
neten und unumgänglich nothwendigen mittlerweiligen Vorkehrungen zu treffen. 

LIV. Stück. Yusgeg. am 30. December. 

147. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 24. December 1878, betref- 
fend die Zuweiſung der Ortsgemeinden Niſchkau, Roſieka und Spinow zu dem 
Sprengel des Bezirksgerichtes Polna in Böhmen. 

148. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
29. December 1878, womit die Durchführungsvorſchrift zum allgemeinen Zoll 
tarife des öſterreichiſch-ungariſchen Zollgebietes erlaſſen wird. 

LV. Stück. Ausgeg. am 31. December. 

149. Geſetz vom 29. December 1878, betreffend die Verlängerung der 
Giltigkeitsdauer des Geſetzes vom 31. März 1875 (R. G. Bl. Nr. 52) über die 
zeitweilige Stempel⸗ und Gebührenbefreiung, dann die Erleichterungen im Ver⸗ 
fahren bei den die Löſchung kleiner Satzpoſten bezweckenden Verhandlungen. 


Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 7. September 1878, 3. 23.947, an die 

Statthalterei in Prag, betreffend die Abſtellung, reſpeetive Beſtrafung des Unfuges 

des lleberklehens der mittelſt Brennſtempels augebrachten gichämtlichen Bezeich⸗ 

nung des Rauminhaltes auf den Biertransportfällern mit die Branuereifirma 
enthaltenden Zetteln. 

Aus einem von der Normal-Aichungscommiſſion vorgelegten Berichte des 
Aichinſpectors für Böhmen entnehme ich, daß ſich bei vielen der dortländigen Bier— 
brauereien der Mißbrauch eingeſchlichen hat, daß auf den Biertransportfäſſern 
die mittelſt des Brennſtempels angebrachte aichämtliche Bezeichnung des Raums 
inhaltes des Faſſes mit einem die Firma der Brauerei enthaltenden Zettel 
überklebt und das Bier in ſolchen Fäſſern den Käufern überliefert wird. 

Nachdem zufolge Art. XII des Gefetzes vom 28. Juli 1878 (R. G. Bl. 
Nr. 16 ex 1872) Biere nur in ſolchen Fäſſern den Käufern überliefert werden 
dürfen, auf welchen die den Rauminhalt bildende Zahl der Liter durch vorſchrifts⸗ 
mäßige Stempelung beglaubigt iſt und es nach der Natur der Sache und der 
Tendenz der Aichvorſchriften ſelbſtverſtändlich iſt, daß der Aichſtempel erſichtlich 
ſein muß und nicht beliebig unerſichtlich gemacht werden darf, ſo ſtellt ſich das 
erwähnte Verdecken der Aichſtempel der Biertrausportfäſſer als eine Uebertretung 
des Art. XII der Maß- und Gewichtsordnung dar und iſt beim Mangel einer 
in dieſem Geſetze enthaltenen Strafſanetion auf Grund der Miniſterialverordnung 
vom 30. September 1857 (R. G. Bl. Nr. 198) zu beſtraſen. 

Ich fordere die k. k. . . . . auf, zum Zwecke der Abſtellung des erwähnten 
Unfuges die Unterbehörden in dieſem Sinne entſprechend anzuweiſen und die 
betreffenden Induſtriellen auf die Strafbarkeit der in Rede ſtehenden Unkenntlich— 
machung durch eine gehörig kund zu machende Verordnung aufmerkſam zu machen. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Generalinſpector der Tabakregie Hofrath Karl 
Ritter v. Felbinger das Ritterkreuz des Leopoldordens tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Vorſtande der Pribramer Bergdirection 
Titularhofrathe Ignaz Ritter v. Jeſchke taxfrei den Charakter eines wirklichen 
Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bergrathe bei der Pribramer Bergdirection 
Johann Noväk das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Franz von Vergerro in 
Zara den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hof- und 
Miniſterialſecretärs bekleideten Hof und Miniſterialconcipiſten erſter Claſſe im 
Miniſterium des Aeußern Hugo Glanz v. Aicha das Ritterkreuz des Frauz 
Jofef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſ. Telegraphen-Oberamtsverwalter Joſef 
Zeilinger den Titel eines Telegrapheninſpectors verliehen. 


Erledigungen. 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Forſt⸗ 
und Domänendirection in Wien, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 21.) 

Finanzſecretärsſtelle eventuell Finanzobercommiſſärsſtelle bei der n. ö. 
Finanz⸗Landesdirection mit der achten Rangsclaſſe, eventuell Finanzeommiſſärs⸗ 
ſtellen in der neunten und Finanzconcipiſtenſtellen in der zehnten Raugsclaſſe, 
bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 23.) 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle beim Rechnungsdepartement der o. ö. Finanz⸗ 
Landesdirection mit der eilften Rangsclaſſe, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr 28.) 


Verantwortlicher Redgeteur: A. Heilmann. 
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